Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/569 


Sachgebiet 55 


Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 

Ilb 6 - 7100/7820 


Bonn, den 23. März 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wehrersatzdienst 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bay, Biermann, 
Engholm, Walkhoff, Ollesch und der Fraktionen der 
SPD, FDP 

— Drucksache VI/498 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Verteidi- 
gung beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Wie viele Wehrpflichtige haben in den letzten Jahren die An- 
erkennung als Kriegsdienstverweigerer beantragt und wie viele 
sind anerkannt worden? 

2. Wieviel Anträge sind vor der Einberufung und wieviel wäh- 
rend der Ableistung des Wehrdienstes gestellt worden und mit 
welchem Ergebnis? 


Bis zum 31. Dezember 1961 wurden insgesamt 14 947 Anträge 
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt, davon 
240 Anträge von Soldaten. Ab 1962 entwickelten sich die An- 
tragszahlen wie folgt; 


Zugang 
im Jahr 


Anträge 
von Soldaten 

insgesamt 

1962 

4 489 

162 

19 436 

1963 

3 311 

218 

22 747 

1964 

2 777 

205 

25 524 

1965 

3 437 

272 

28 961 

1966 

4 431 

418 

33 392 

1967 

5 963 

871 

39 355 

1968 

11 952 

3 495 

51 307 

1969 

14 420 

2 600 

65 727 
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Von den insgesamt 65 727 Anträgen auf Anerkennung sind 
zurückgenommen oder aus sonstigen 


Gründen erledigt worden 

davon Soldaten 

1 000 

10 113 

abgelehnt worden 

davon Soldaten 

1 776 

7 921 

entschieden, aber noch nicht 
rechtskräftig 

davon Soldaten 

754 

2 394 

noch in Bearbeitung 

davon Soldaten 

355 

9 540 

rechtskräftig anerkannt worden 

davon Soldaten 

4 596 

35 795 


Die Übersicht zeigt, daß die Zahl der Anträge erstmals im 
Jahre 1968 gegenüber den Vorjahren erheblich, nämlich um 
das Doppelte, angestiegen ist. Im Jahre 1969 war ein weiterer 
Anstieg von insgesamt 20,3^/o zu verzeichnen. Die Zahl der An- 
träge von Soldaten ist dagegen im Jahre 1969 um 29, 9W) zu- 
lückgegangen. 

In letzter Zeit wurden rund 81,7Vo der Antragsteller aner- 
kannt, und zwar 75Vo durch die Prüfungsausschüsse und Prü- 
fungskammern und weitere 6,7^/o durch die Verwaltungsge- 
richte. Der Anteil der Anerkennungen bei Soldaten liegt mit 
nur rund 65‘Vo offenbar deshalb niedriger, weil Wehrpflichtige, 
die aus religiösen Gründen den Kriegsdienst verweigern 
— insbesondere die Zeugen Jehovas — ihre Anerkennung 
überwiegend schon vor der Einberufung beantragen. 

Der Rückgang der von Soldaten gestellten Anträge dürfte auch 
darauf zurückzuführen sein, daß seit Herbst 1968 die als 
Kriegsdienstverweigerer anerkannten Soldaten unmittelbar im 
Anschluß an die Entlassung aus dem Wehrdienst im Wege des 
sogenannten nahtlosen Überganges zum zivilen Ersatzdienst 
einberufen werden. 


3. Wieviel Plätze standen in diesem Zeitraum zur Ableistung des 
Ersatzdienstes zur Verlugung? 

Was gedenkt die Regierung zu tun, um die Zahl der Plätze dem 
voraussichtlichen Bedarf anzupassen? 
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Bis zum 31. Dezember 1966 standen insgesamt 1 487 Dienst- 
plätze für Ersatzdienstpflichtige zur Verfügung. Danach ent- 
wickelte sich die Zahl der Dienstplätze wie folgt: 
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Zugang 


insgesamt 


1967 627 2 114 

1968 614 2 728 

1969 1 992 4 720 


Um im Jahre 1970 alle verfügbaren Ersatzdienstpflichtigen zum 
Ersatzdienst einberufen zu können, werden voraussichtlich 
mindestens 7 000 Dienstplätze benötigt werden. Das bedeutet, 
daß im Jahre 1970 weitere 2 280 Plätze geschaffen werden 
müssen. Dieses Ziel soll durch folgende Maßnahmen erreicht 
werden, die zum Teil eine Änderung des Gesetzes voraus- 
setzen: 

a) Den sozialen Einrichtungen sollen für die Errichtung von 
Unterkünften für Ersatzdienstleistende neben zinslosen Dar- 
lehen auch Zuschüsse gewährt werden können; 

b) durch eine angemessene Senkung des Kostenbeitrages sol- 
len die Einrichtungen finanziell entlastet werden (z. Z. müs- 
sen jetzt die Einrichtungen einen Kostenbeitrag in Höhe 
des durchschnittlichen Aufwandes für die den Dienstleisten- 
den zu gewährenden Geld- und Sachbezüge sowie für ihre 
Ausrüstung und Unterbringung entrichten) ; 

c) der mit der Beschäftigung Ersatzdienstleistender verbun- 
dene Verwaltungsaufwand der Einrichtungen soll vermin- 
dert werden; 

d) die Ersatzdienstleistenden sollen durch einen finanziellen 
Ausgleich der Mehrbelastung einen Anreiz erhalten, sich 
zum Dienst in der Pflege bereit zu erklären. 


4. q) Sieht die Regierung Möglichkeiten, den Einsatz der Ersatz- 
dienstleislenden über die in § 1 des Ersatzdienstgesetzes 
genannten Dienstbereiche hinaus zu erweitern? 
b) Hält es die Regierung für nötig, die Einführungszeit für 
Ersatzdienstleistende zu verlängern und die einführende 
und begleitende Ausbildung der Ersatzdienstleistenden zu 
verbessern? 


Zu a) 

Nach § 1 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst werden 
im Ersatzdienst Aufgaben durchgeführt, die dem Allgemein- 
wohl dienen, wobei der Dienst insbesondere in Kranken-, Heil- 
und Pflegeanstalten zu leisten ist. Die Beschäftigungsmöglich- 
keiten für Ersatzdienstleistende sind damit nicht auf den Be- 
reich der Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten beschränkt. Eine 
Umfrage der Länder ergab, daß der Bedarf an Dienstplätzen 
voraussichtlich nicht voll bei diesen Einrichtungen gedeckt 
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werden kann. Die Bundesregierung ist daher zur Zeit bemüht, 
die Zustimmung der Länder zu einer Beschäftigung Ersatz- 
dienstpflichtiger im Bereich der Jugenderziehung, Jugendfür- 
sorge und Jugendbetreuung zu erlangen. Darüber hinaus prüft 
die Bundesregierung, ob Ersatzdienstpflichtige noch in weiteren 
Bereichen beschäftigt werden können. Dabei können nur solche 
Arbeiten in Betracht kommen, bei denen keine Konkurrenz zur 
freien Arbeit eintritt. 

Zu b) 

Die Beschäftigung Ersatzdienstpflichtiger in sozialen Einrich- 
tungen wird dadurch erschwert, daß die Dienstleistenden nicht 
die vielfach erforderlichen Vorkenntnisse besitzen. Die bishe- 
rigen Bemühungen, den Dienstleistenden eine Einführung durch 
die Einrichtungen geben zu lassen, haben nicht zu dem ge- 
wünschten Erfolg geführt, u. a. weil die Einrichtungen die ge- 
samten Kosten dieser Einführung selbst zu tragen hatten. 

Um den Dienstleistenden die erforderlichen Vorkenntnisse für 
ihre Tätigkeit zu vermitteln, sollen Einführungskurse von in 
der Regel ca. 4 Wochen in Bildungsstätten der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege oder — soweit dies nicht möglich 
ist — in bundeseigenen Einrichtungen geschaffen werden. Es 
ist vorgesehen, die Einführungslehrgänge durch eine spätere 
dienstbezogene Fortbildung zu ergänzen. Für die Dauer der 
Einführungskurse sollen die Einrichtungen von der Zahlung 
des gesetzlich Kostenbeitrages befreit werden. Ferner wird sich 
der Bund an den Kosten für die Durchführung der Kurse ange- 
messen beteiligen. 


5. Teilt die Regierung die Auffassung, daß die Leiter von Ersatz- 
dienstgriippen eine entsprechende Ausbildung haben müssen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die bisherige Ein- 
weisung der Ersatzdienstgruppenleiter durch das Bundesver- 
waltungsamt nicht ausreichend ist und den Gruppenleitern 
insbesondere eine sozialpsychologische und sozialpädagogische 
Vorbereitung für ihre Tätigkeit sowie eine laufende Schulung 
vermittelt werden muß. Gegenwärtig werden bereits die er- 
forderlichen Voraussetzungen dafür geschaffen. Dabei sollen 
die nichtstaatlichen Bildungseinrichtungen soweit wie möglich 
genutzt werden. 


6. Ist es im Interesse der Ersatzdienstleistenden möglich, auch im 
Ersatzdienst zu festen Einberufungsterminen wie bei der Bun- 
deswehr zu kommen? 
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Bis Mitte des Jahres 1969 hatte das Bundesverwaltungsamt die 
Ersatzdienstpflichtigen zu den festen Einberufungsterminen 
der Bundeswehr einberufen. Dieses Verfahren hatte dazu ge- 
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führt, daß eine erhebliche Zahl von Kriegsdienstverweigerern 
nach ihrer Anerkennung einige Monate bis zur Einberufung 
zum Ersatzdienst warten mußten, ohne diese Zeit für ihre Aus- 
bildung oder die Aufnahme des Berufes nutzen zu können. Seit 
einiger Zeit werden daher die Ersatzdienstpflichtigen in ihrem 
eigenen Interesse nicht mehr zu bestimmten Terminen inner- 
halb des Jahres und nicht nach bestimmten Jahrgängen, sondern 
sofort nach Vorliegen der Personalunterlagen zum Ersatzdienst 
einberufen. 


7 . 


ist die Regierung der Meinung, daß das praktizierte Verfahren 
der Anerkennung von Kriegsdienstverweigerern unbefriedigend 


ist? 


Wie soll das Verfahren nach Meinung der Bundesregierung ent- 
bürokratisiert werden? 


Die Spruchpraxis der Prüfungsgremien wurde durch die Ver- 
waltungsgerichte und insbesondere durch die höchstrichter- 
liche Rechtsprechung bestätigt. 

In der Vergangenheit ist das Anerkennungsverfahren nach § 26 
WPflG wegen der ständig gestiegenen Zahl der Anträge durch 
zahlreiche Weisungen beschleunigt und gleichzeitig auch ver- 
einfacht worden, z. B. dadurch, daß anerkennende Bescheide 
grundsätzlich nicht mehr zu begründen sind. Weitere verein- 
fachende administrative Maßnahmen sind bei der jetzigen 
gesetzlichen Regelung nicht möglich. 

Im Rahmen der Kritischen Bestandsaufnahme der Bundeswehr 
wird auch geprüft, ob künftig auf das Anerkennungsverfahren 
verzichtet werden kann. Die Abschaffung wäre allerdings nur 
dann vertretbar, wenn genügend Ersatzdienstplätze zur Ver- 
fügung stehen. 


Walter Arendt 
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